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Die Bundesrechtsanwaltskammer ist die Dachorganisation der anwaltlichen Selbstverwaltung. Sie ver-

tritt die Interessen der 28 Rechtsanwaltskammern und damit der gesamten Anwaltschaft der Bundes-

republik Deutschland mit rund 166.000 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten gegenüber Behörden, 

Gerichten und Organisationen – auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

 

Stellungnahme 

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt den vom Bundesministerium der Justiz vorgelegten Referen-

tenentwurf eines Gesetzes zur Ergänzung der Regelungen zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie 

(DiREG). Der Entwurf ergänzt die ab August 2022 bereits vorgesehene Online-Gründung von Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung. Insbesondere ist zu begrüßen, dass die Möglichkeit zur Beglaubi-

gung im Wege des Online-Verfahrens auf sämtliche Registeranmeldungen erstreckt werden soll. 

Im Einzelnen: 

Durch das am 01.08.2022 in Kraft tretende Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie (DiRUG) 

wird die Möglichkeit eingeführt, eine Beurkundung im Wege eines Videoverfahrens vorzunehmen. Dies 

betrifft insbesondere die Gründung von GmbHs und Handelsregisteranmeldungen. Durch den nun vor-

gelegten Referentenentwurf eines DiREG soll der Anwendungsbereich des notariellen Online-Verfah-

rens im Gesellschaftsrecht in zwei Stufen erweitert werden: 

Bereits mit dem Inkrafttreten des DiRUG am 01.08.2022 sollen Handels-, Partnerschafts- und Genos-

senschaftsregisteranmeldungen mittels Videokommunikation durchgeführt werden können. Ferner sol-

len weitere nicht formbedürftige Willenserklärungen wie Gesellschaftervereinbarungen oder Erfüllungs-

geschäfte im Rahmen einer Gründung einer GmbH online mitbeurkundet werden. 

Des Weiteren soll das Online-Verfahren zum 01.08.2023 auch auf Vereinsregisteranmeldungen sowie 

auf Sachgründungen erstreckt werden, soweit die Vereinbarung der Einlagenpflicht bzw. Übertragung 

des Einlagegegenstands nicht nach allgemeinen Vorschriften formbedürftig ist. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt die Erstreckung des Anwendungsbereichs auf sämtliche 

Handels-, Partnerschafts- und Genossenschaftsregisteranmeldungen sowie die Vereinsregisteranmel-

dung durch Artikel 1, 4 und 7 des Entwurfs. 

Ebenfalls zu begrüßen ist die durch Artikel 5 Nr. 1 lit. a des Entwurfs erfolgende Änderung des § 2 

Abs. 2 GmbHG, wodurch die notarielle Beglaubigung oder Beurkundung der Gründungsvollmacht mit-

tels Videokommunikation erfolgen kann. Dies ermöglicht es insbesondere, die in der Praxis relevanten 

Vollzugsvollmachten für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mittels Videokommunikation zu beurkunden. 

In § 2 Abs. 3 Satz 1 GmbHG-E ist vorgesehen, dass auch die Sachgründung im Wege des Online-

Verfahrens ermöglicht werden soll. Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt in diesem Zusammen-

hang, dass der Entwurf in § 2 Abs. 3 Satz 1 GmbHG-E bei der Sachgründung diejenigen Erklärungen 

ausklammert, die nach sonstigen Vorschriften beurkundungsbedürftig sind. Damit differenziert der Re-

ferentenentwurf konsequent zwischen den verschiedenen Beurkundungszwecken. Durch die vorgese-

hene Regelung soll die Einbringung von Gegenständen im Wege eines Online-Verfahrens ausgeschlos-

sen sein, wenn die Einbringung dieser Gegenstände aufgrund anderer Vorschriften einer Beurkun-

dungspflicht unterfällt. Dies gilt insbesondere für Immobilien und GmbH-Anteile, bei denen aufgrund der 

hohen Komplexität eine Erörterung der maßgeblichen Punkte in Präsenz im Interesse der Mandantin-

nen und Mandanten sinnvoll ist. Zudem ist darauf hinzuweisen, dass Immobilien und GmbH-Anteile 

besonders stark im Fokus der Geldwäschebekämpfung stehen. Die Bemühungen der 
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Geldwäschebekämpfung durch die Notarinnen und Notare in diesem Bereich würden konterkariert, 

wenn entsprechende Einbringungen online möglich wären. 

Durch § 53 Abs. 3 GmbHG-E soll es ermöglicht werden, dass auch sämtliche Beschlüsse im Wege des 

Online-Verfahrens beurkundet werden, soweit diese einstimmig gefasst werden. Dies ist eine praxisge-

rechte Lösung im Interesse von Unternehmerinnen und Unternehmern. Die Beschränkung auf das Ein-

stimmigkeitserfordernis ist sinnvoll, weil nicht konsensuale Mehrheitsentscheidungen in der Regel mit 

kontroversen Diskussionen einhergehen, die durch Videoverhandlungen nicht ausreichend abgebildet 

werden könnten. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt die Klarstellung in dem Entwurf, dass die Online-Beurkun-

dung weiterhin nur durch das von der Bundesnotarkammer betriebene Videokommunikationssystem 

durchgeführt werden kann. Dieses setzt eine höchstpersönliche Identifikation durch die Notarin bzw. 

den Notar mittels Lichtbildauslesung und eines Identifizierungsmittels voraus, das dem Sicherheitsni-

veau „hoch“ der eIDAS-Verordnung entspricht. Eine zusätzliche Absicherung erfolgt durch die Notwen-

digkeit einer qualifizierten elektronischen Signatur der Notarin bzw. des Notars sowie der Beteiligten. 

Diese hohen Sicherheitsstandards gewähren aus Sicht der Bundesrechtsanwaltskammer die beson-

dere Beweisfunktion der notariellen Urkunde, die im Online-Verfahren aufgenommen wird. Sie sichert 

damit die Verlässlichkeit der elektronischen Dokumente und des elektronischen Rechtsverkehrs. 

*** 


